
TAG Berlin 6. A p r i l  1960 Nr. 7 /13. Jahrgang

Ärzte unter SED-Kontrolle
Mitbestimmung des FDGB — Jetzt auch Koliektivierung der Intelligenz

Berlin (Eigenbericht). Noch während die Bauernflucht in 
vollem Gange ist, zeichnet sich bereits eine neue Ärzteflucht 
aus der sowjetischen Besatzungszone ab. Zwischen dem kommu­
nistischen „Freien Deutschen Gewerkschafts-Bund“ und der 
Ärzteschaft Ostberlins laufen gegenwärtig Verhandlungen über 
einen neuen'Vertrag, der die Mitbestimmung des FDGB auch 
in der letzten Arzt- und Zahnarztpraxis zum Ziele hat.

In dem neuen „Tarifvertrag 
für die Beschäftigten in den 
privaten Arzt- und Zahnarzt­
praxen, in Röntgen-, Diagnosti­
schen und Therapeutischen In-

SED sucht „W erber"
DT. Berlin (Eigenmeldung). 

Aus einigen Orten im Bezirk 
Leipzig ist bekanntgeworden, 
daß man jetzt dazu übergeht, 
nicht die bekannten Parteifunk­
tionäre zur „Werbung“ für die 
sog. Landw. Produktionsgenos­
senschaften einzusetzen, son­
dern Leute, die der SED nicht 
angehören und in ihrer Umge­
bung einen guten persönlichen 
Leumund genießen. In einem 
dieser Orte sind in der vergan­
genen Woche mehrere Einwoh­
ner zu einem Schulungstag ge­
rufen worden, der im „Klub­
haus“ morgens begann und bis 
abends dauerte. Man verspricht 
sich von dem „Einsatz“ dieser 
nicht parteigehundenen Männer 
offenbar einen besseren Erfolg.

Wie verlautet, soll die Aktion 
„Vollgenossenschaf tliche Dörfer“ 
bis zum 8. Mai — dem „Tag der 
Befreiung“ — abgeschlossen sein. 
An diesem Tag sind dann alle 
Bauern in Mitteldeutschland von 
ihrem Eigentum befreit.

stitu.ten sowie für die Beschäf­
tigten in zahntechnischen Labo­
ratorien der Zahnärzte in Groß- 
beriin“ heißt es u. a,: „Die
Rechte. der Beschäftigten wer­
den durch das Mitbestimmungs­
recht der Betriebsgewerkschafts­

leitungen, Ortsgewerkschafts­
leitungen bzw. Kreisvorstände 
in allen betrieblichen Fragen 
auf der Grundlage der gesetz­
lichen Bestimmungen und der 
Beschlüsse des FDGB im Be­
trieb gesichert." Die personelle 
Besetzung der Stellen in allen 
Arztpraxen Ostberlins wird da­
mit praktisch in die Hand des 
FDGB gelegt. Alle Arbeitsver­
träge bedürfen in Zukunft der 
Zustimmung der Gewerkschafts­
leitung.

Der geplante neue Tarifver­
trag, mit dem die SED endlich 
die noch verhältnismäßig unab­
hängige Ärzteschaft in ihr Joch 
zwingen will, ist im Zusammen­
hang mit der Aufforderung an 
die Ärzte zu sehen, die Gehälter 
ihrer Angestellten den Sätzen 
anzupassen, nach denen das 
ärztliche Hilfspersonal der staat­
lichen Kliniken bezahlt wird. 
Da zahlreiche Ärzte die gefor­
derten Gehaltsaufbesserungen 
nur schwer aufbringen können, 
erklärt sich der Staat bereit, 
die Differenz zu bezahlen. Auf 
diese Weise sollen die Ärzte in 
ein Abhängigkeitsverhältnis ge­
bracht werden.

Der neue Vertrag soll rück­
wirkend vom 1. Juli 1959 an 
gelten, so daß viele Ostberliner 
Ärzte gezwungen sein würden, 
die „staatliche Beteiligung“ an­
zunehmen, weil ihre finanzielle 
Lage eine so hohe Nachzählung 
nicht erlaubt.

Für die Sowjetzone wird ein 
ähnlicher Vertrag erwartet. 
Sollten die Ostberliner Ärzte, 
deren Vertreter während der

Verhandlungen in einer Prä- - 
ambel zu dem neuen Tarifver­
trag festlegen wollten, daß die 
Ärzte keinerlei Verpflichtungen 
dem FDGB gegenüber haben 
sollten, sich nicht durchsetzen 
können, so wird man der Ärzte­
schaft der Zone diesen Vertrag 
als nachahmenswertes Muster 
vorlegen.

Bereits 1958 hatten die Zonen­
machthaber einen derartigen 
Druck auf die Ärzteschaft aus­
geübt, daß allein in sechs 
Monaten 621 Ärzte flüchteten. 
Selbst die SED mußte von 
einem „Aderlaß“ sprechen und 
sah sich schließlich gezwungen,_ 
einige Konzessionen zu machen. 
Im „Neuen Deutschland“ war 
Ende des Jahres 1958 den Ärzten 
zugesichert worden, daß ihnen 
keine parteipolitische Bindung 
zur Auflage gemacht werde und 
daß niemand seine eigene Praxis 
aufgeben müßte.

Trotz dieser SED - Verspre­
chungen und der Reiseerleichte- 
rungen verließen aber weiterhin 
ständig Ärzte die Zone.

Ständiger Rai gefordert
Berlin (ap/upi). Die Bildung 

eines Ständigen Rates von Stell­
vertretern der Außenminister 
zur Regelung deutscher und 
europäischer Probleme hat der 
Vorsitzende des Kuratoriums 
Unteilbares Deutschland, Schütz, 
vorgeschlagen, Sitz dieses Rates 
könnte Berlin sein. Schütz regte 
ferner an, die Deutschen sollten 
im Kampf um das Selbst- 
bestdmmungsreeht die politischen 
Methoden des Antikolonialismus 
anwenden. Auf diese Weise 
würde eine gemeinsame Front 
mit den freiheitswilligen Völkern 
ln Asien und Afrika hergestellt.
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Chruschtschow 
und Europa

DT. — Kehrte Chruschtschow 
mit Erfolgen nach Moskau zu­
rück oder verließ er Paris mit 
den Gefühlen eines enttäuschten 
.Wanderpredigers? Wir können 
diese Frage nicht auf Anhieh 
beantworten, doch fällt uns auf, 
daß sie hierzulande ohne jeden 
furchtsamen Zweifel, ja selbst 
ohne Nervosität gestellt worden 
ist. Eie Gelassenheit, mit der 
die Deutschen einschließlich 
ihres stets zu eiligen Demarchen 
aufgelegten Diplomatischen 
Korps in Bonn die Agit-Prop- 
Tour des sowjetischen Minister­
präsidenten nach Frankreich 
verfolgten, ist ungewöhnlich. 
Bundeskanzler Adenauer hielt 
es nicht für erforderlich, seine 
Reisepläne den Ereignissen in 
Frankreich anzupassen. Er hielt 
sogar Außenminister von Bren­
tano in seiner Umgebung, statt 
ihn dm Düsentempo zur Wacht 
am Rhein zu entsenden. Wäh­
rend Chruschtschow das Nach­
barvolk der Deutschen an die 
finstersten Abgründe der Ver­
gangenheit zerrte und das schil­
lernde Bild einer französisch- 
sowjetischen Allianz entwarf, 
frühstückte der Kanzler in 
Tokio gemütlich mit Kaiser 
Hirohito. Wir empfanden diese 
ruhige Sicherheit, die so selten 
geworden ist in unseren Tagen, 
als ein gutes Zeichen. Es deutet 
auf das Vertrauen hin und auf 
die schweigende Übereinstim­
mung im wesentlichen, die 
zwischen Frankreich und 
Deutschland heute bestehen. 
Die Frage ist nur: ist das ge­
nug für die Sicherheit Europas ?

*
Chruschtschow war nach Paris 

und durch Frankreich ge­
stürmt, um das junge Bündnis 
der einst tiefverfeindeten Na­
tionen zu zerstören. Um diese 
teuflische Korrektur am Lauf 
der Geschichte zu vollziehen, 
rührte er, wo er ging und stand, 
an alte Wunden. Gemessen an 
dem, was Chruschtschow' in 
Frankreich unternahm, war sein 
Besuch in den Vereinigten Staa­
ten eine philantropische Veran­
staltung. Freilich verfolgte er 
dort ein anderes Ziel. In Ameri­
ka ging es ihm um. die Welt­
formel der Koexistenz, um die

Vernebelung des kritischen 
Geistes. Hier, in Frankreich, 
sollte das Dynamit der Intrige 
in die Narben einer tragischen 
Vergangenheit dringen, um das 
kontinental europäische Vertei­
digungskombinat in die Luft zu 
jagen. Aber der Wirbelwind, 
der den tödlichen Sprengstoff 
über Frankreich wehte, er­
lahmte bald. Es fiel auf, daß 
Chruschtschow im Laufe seiner 
Rundreise mit Tiraden gegen 
Deutschland immer sparsamer 
wurde. Verdrossenheit, Resigna­
tion, Diplomatie? Der Sowjet­
mensch ist schwer zu durch­
schauen. Wir meinen ganz ein­
fach, er hat sich auf die ent­
scheidende Auseinandersetzung 
mit de Gaulle konzentriert. Das 
ist nämlich der zweite, noch 
wichtigere Unterschied zwischen 
den Besuchen in den USA und 
Frankreich: Chruschtschow be- 
gegnete in Rambouillet nicht 
einem Präsidenten, der sich an­
schickt, sein Amt aufzugeben, 
das er als schwer lastende 
Pflicht empfindet, sondern einem 
Staatschef, der die Macht be­
ansprucht, weil er eine Konzep­
tion besitzt, die das Schicksal 
der Welt in die Hände Europas 
zurücklegen will, über diesen 
Gedanken läßt sich streiten, 
aber in einer Zeit, da die Waffen 
machtlos geworden sind, kommt 
erneut der G'eist zum Zuge. 
Chruschtschow traf in dem 
stillen Schloß auf den derzeit 
wohl bedeutendsten Staatsmann 
der westlichen Welt.

★

Der weltrevolutionäre Der­
wisch hat vermutlich den Kopf 
geschüttelt, als er sah, daß de 
Gaulle ihn über die chinesische 
Gefahr in den europäischen 
Griff bekommen wollte. Doch 
handhabt der General den ande­
ren den aktuellen Weltaspekt, 
nicht weniger virtuos. Der Ost- 
West-Konflikt reduziert sich in 
seiner ahnenden Phantasie auf 
einen möglichen Konflikt Zwi­
schen Westeuropa und der So­
wjetunion. De Gaulle hat schon 
mehrmals die Befürchtung ge­
äußert, daß Westeuropa eines 
Tages in die Lage geraten 
könnte, sich ohne überseeische 
Hilfe dem Kommunismus ent­
gegenstemmen zu. müssen. Sein 
Drängen in den Atomklub ver­
folgt das Ziel, die politischen 
und militärischen Entscheidun­
gen über Europa wieder in west­
europäische, genauer französi­

sche Hände zu nehmen. Dazu 
gehört aber notwendig ein 
enges Bündnis mit der politi­
schen, industriellen und militä­
rischen Macht Bundesrepublik. 
An diesem Punkte des Ge­
sprächs in Rambouillet dürfte 
Chruschtschow, so weit können 
wir die Spekulation vorantrei­
ben, das Kopfschütteln beendet 
haben; denn hier ist der Welt- 
revolutionär auf den konserva­
tiven Nationalrevolutionär ge­
stoßen, der in der Weltmacht 
Frankreich den Ansatzpunkt 
seiner viele Aspekte umgreifen­
den Konzeption erblickt.

Der harte Akzent, den der 
atomare Bombenknall setzte, 
sollte Chruschtschow auch die 
Illusion rauben, daß es auf dem 
westeuropäischen Kontinent 
irgend etwas zu spalten gäbe. 
Ob das gelungen ist, wir wissen 
es nicht. Mit Sicherheit aber traf 
die Explosion die angelsächsische 
Übereinkunft von Camp David, 
die Atomversuche zu beenden. 
Dieser Affront ist ein Symbol für 
die Situation des Westens, spe­
ziell aber Europas, das Britan­
nien ja in sich schließt. Die 
weltpolitische Konzeption de 
Gaulles ist von starken anti­
angelsächsischen Affekten be­
stimmt. Das macht ihre Tragik 
aus und ihr Gelingen unwahr­
scheinlich; das schwächt auch 
die deutsche Position.

'k
Die Bundesrepublik besitzt in 

dem französischen’ Staatschef 
einen loyalen Verbündeten. De 
Gaulle tritt energischer als an­
dere Partner unseres Landes 
für den Status Berlins und 
einen engen deutsch-französi­
schen Zusammenhalt ein, ohne 
den Europa den strategischen 
und wirtschaftlichen Boden ver­
löre. Das sichert Frankreich in 
deutschen Augen eine Vorzugs­
stellung gegenüber England, 
das jeder Kräftesammlung auf 
dem Kontinent aus den ge­
schichtlichen und pragmatischen 
Gründen seines insularen Son­
derdenkens mißtraut. Die Ver­
schlechterung der deutsch-briti­
schen Beziehungen in den letz­
ten Monaten hat das schmerz­
lich zum Bewußtsein gebracht. 
Der antikontinentale Protest 
Macmillans kann uns aber 
ebensowenig wie de Gaulles 
kontinentale Introversion dar­
über hinwegtäuschen, daß das 
Europa diesseits und jenseits 
des Ärmelkanals eine Schicksals- 
gemeinschaft bildet.



Eisenhower für Moratorium
Chruschtschow leimt westlichen Ahrüstungsplan ab

Washington/Genf (ap/upi). Die 
Auseinandersetzung über die 
Abrüstungsvorschläge von Ost 
und West hat sich von Genf 
wieder auf höchste Ebene ver­
lagert. Das Geplänkel in Genf 
ist zum Eröffnungsgefecht für 
die Gipfelkonferenz am 1$. Mai 
geworden. Sowohl Präsident 
Eisenhower als auch Minister­
präsident Chruschtschow bezo­
gen am Mittwoch Stellung.

In Washington erläuterte Prä­
sident Eisenhower den mit Pre­
mierminister Macmillan ausge­
arbeiteten Vorschlag dahin, daß 
er der Sowjetunion ein Morato­
rium für die noch nicht ein­
wandfrei feststellbaren Versuche 
bis zum 20. Januar nächsten 
Jahres, dem Ende seiner Amts­
zeit, vorschlagen werde. Er be­
gründete die kurze Frist damit, 
daß er seinen Nachfolger nicht 
mit einer derartigen Entschei­
dung außerhalb eines förmlichen 
Vertrages binden könne. Eine 
Einigung zwischen Ost und 
West in der Frage des Atom-

versuchsstops halte er für vor­
dringlich, betonte der Präsi­
dent. Er äußerte ferner die An­
sicht, daß die Sowjetunion tat­
sächlich ein gewisses Maß an 
Abrüstung wünsche und brau­
che, weil sie sich aus wirtschaft­
lichen Gründen von einem Teil 
der drückenden Rüstungslast 
befreien wolle. Sie versuche je­
doch nach wie vor, den Westen 
zur Annahme der sowjetischen 
Bedingungen zu bewegen.

Die westlichen Abrüstungs­
vorschläge, die zu Beginn der 
Genfer Zehnmächte - Konferenz 
vorgelegt wurden, sind am Mitt­
woch von Ministerpräsident 
Chruschtschow mit einem har­
ten „nein“ abgelehnt worden. 
Auf einer improvisierten Presse­
konferenz auf der Fahrt von 
Dille nach Rouen behauptete 
Chruschtschow, der Westen ver­
leugne selbst das Prinzip der 
Abrüstung. „Zwischen dem 
westlichen und dem östlichen 
Plan gibt es keine Gemeinsam­
keit“ , sagte er.

Die SED nennt es Frühling
DT. Wenn man den kommu­

nistischen Propagandameldun­
gen Glauben schenken darf, 
sind seit dem 1. April 80 Pro­
zent der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche Mitteldeutschlands 
zwangskollektiviert. Das SED- 
Zentralorgan „Neues Deutsch­
land“ brachte eine diesbezüg-. 
liehe Meldung unter der Über­
schrift „Sozialistischer Frühling 
auch in den Bezirken Schwerin, 
Cottbus, Magdeburg und Leip­
zig“ . Alle Anzeichen deuten dar­
auf hin, daß am 1. Mai — nach 
einer anderen Lesart soll es 
sinnigerweise acht Tage später 
am „Tag der Befreiung“ sein — 
SED-Chef Ulbricht die Meldung 
entgegennehmen kann: Befehl 
zum Eintritt der Bauern in die 

Produktionsgenossenschaften 
hundertprozentig ausgeführt! 
An die auf den Verpflichtungs­
scheinen stehende Freiwilligkeit 
glaubt nicht einmal der über­
zeugteste Parteigenosse in 
Kötzschenbroda. Dazu ist der 
Widerstand der Betroffenen zu 
groß, und die Art, wie ihn Ul­
brichts Beauftragten zu brechen 
suchen, hat ein Weltecho aus­

gelöst, das auch im entlegen­
sten Dorf Vorpommerns zu ver­
nehmen ist.

So radikal auch die Enteig­
nung bereits in acht Bezirken 
der Zone vorgenommen worden 
ist, die uns täglich erreichenden 
Meldungen lassen erkennen, 
daß trotz der lautstark verkün­
deten Vollsozialisierung der 
Widerstand der Bauern noch 
nicht gebrochen ist. Zentren 
dieses Widerstandes liegen im 
Spreewald, wo sich besonders 
die wendischsprechende Bevöl­
kerung aufl^hnt und auf ihre 
von der SED zugesicherten Son­
derrechte pocht, in der Magde­
burger Börde und im thürin­
gischen Eichsfeld. Daß die Ent­
eignungsaktion nicht so rei­
bungslos vor sich geht, wie die 
kommunistische Presse weis­
machen will, zeigt die Anwei­
sung an die sowjetzonale Bau­
ernbank, bei größeren Barabhe­
bungen die zuständigen Ab­
schnittsleiter der „Volkspolizei“ 
zu benachrichtigen. Die Züge 
nach Ostberlin werden scharf 
kontrolliert und Bauern, soweit 
sie überhaupt noch im Besitz

eines für die gesamte Zone 
gültigen Personal-Ausweises 
sind, aus den Zügen heraus 
verhaftet.

Während so die Menschen in 
Mitteldeutschland unter einem 
unablässigen wirtschaftlichen 
und seelischen Druck leiden,; 
hat die SED im ehemaligen 
großherzoglichen Schloß Lud­
wigslust einen „Festgottes­
dienst“ abhalten lassen, in dem 
Genosse Pastor Kleinschmidt 
die Enteignung der Bauern als 
sozialistische Befreiungstat fei­
erte. So wurde dem Unrecht 
noch eine Krone aufgesetzt,; 
doch in den Augen der freien 
Welt dem Leid ein Spott hinzu­
gefügt, der nicht mehr zu über­
bieten ist. Schon häufen sich 
die Zeichen, daß nach den Bau­
ern auch die Handwerker und 
Gewerbetreibenden um den letz- 
ten Teil ihrer Existenz ge­
bracht werden. Die Toleranz 
gegen die frei praktizierenden 
Ärzte und Zahnärzte scheint 
ebenfalls ihrem Ende entgegen­
zugehen. Das alles geschieht,; 
um aus Mitteldeutschland auch 
de facto den westlichen Vor­
posten des sowjetischen Impe­
riums zu machen.

Das angekündigte Weißbuch 
der Bundesregierung über die 
Vorgänge kommt in einem rech­
ten Augenblick. Es wird, soweit 
es noch nicht der Fall ist, der 
Welt die Augen Öffnen über die 
Terrormaßnahmen eines Sy­
stems, das von der Bevölkerung 
weder gewählt worden ist noch 
jemals von ihr anerkannt wer­
den wird.

Ärzte leisten Widerstand
Berlin (Eigenmeldung), über 

„Einwände“, „kritische Hin­
weise“ und „berechtigte Vor­
schläge“ aus privaten Ärztekrei­
sen im Zusammenhang mit dem 
Versuch des kommunistischen 
FDGB, unmittelbaren Einfluß 
auf die noch freien Arztpraxen, 
in Ostberlin zu nehmen, berich­
tet das Ostberliner Gewerk­
schaftsorgan „Tribüne“. Damit 
wird indirekt der Widerstand 
vieler Ärzte gegen den Plan des 
Gewerkschaftsbundes zugege­
ben, die durch Lohnerhöhungen 
im ärztlichen Dienst den Pri­
vatärzten entstehenden Mehr­
kosten über die Verwaltung der 
Sozialversicherung zurückzuer­
statten und mit dem Staats­
haushalt zu verrechnen.
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Stimme eines 
Inders

DT. Ein Narr? Ein Phantast? 
Vielleicht ein seltsamer Heili­
ger? Wer von uns —• Hand aufs 
Herz — hat etwas anderes in 
jenem Inder gesehen/ der im 
Oktober vergangenen Jahres am 
Brandenburger Tor in einem 
Zelt wohnte und mehrere Wo­
chen fastete, um auf diese Weise 
auf sich und seine Bewegung 
des gewaltlosen Widerstandes 
gegen die Gewalt aufmerksam 
zu machen! Der 32jährige in­
dische Ingenieur T. N, Zutshi 
hatte damals Berliner aus Ost 
und West aufgefordert, sein Ge­
löbnis zu unterschreiben: „Ich 
hungere lieber, als daß ich 
meine Freiheit aufgebe.“ 8500 
Personen haben den Aufruf un­
terzeichnet.

Man darf annehmen, daß weit 
mehr Berliner bereit wären, 
lieber zu hungern, als ihre Frei­
heit aufzugeben. Aber sie scheu­
ten sich zweifellos, das durdh 
ihren Namenszug in irgendeiner 
Liste eines unbekannten indi­
schen „Hungerkünstlers“ zu at­
testieren. Dieser Stil entspricht 
nicht ihrer Mentalität.

Inzwischen ist etwas gesche­
hen, was weit über Berlin hin­
aus aufhorchen ließ, und was 
die meisten hiesigen Zeitungen 
veranlaßt hat, die ein wenig er­
heiternde Zutshi-Story aus der 
lokalen Berichterstattung in den 
politischen Teil der Blätter zu 
übernehmen. Der Inder hat 
etwas Unerhörtes gewagt: Er 
hat Ulbricht einen Brief ge­
schrieben, in dem er ihn als das 
Symbol der Tyrannei bezeich­
net und zugleich erklärt, sein 
Regime bedrohe den Weltfrie­
den. Er, Zutshi, glaube . daher, 
„daß alles, was auch immer ge­
tan wird, Ihr Marionetten- 
System zu schwächen, gut für 
den Weltfrieden ist“. Er kün­
digte dann in dem Brief seine 
Demonstration für die Freiheit 
und die Wahrheit in Ostberlin 
mit genauer Zeit- und Orts­
angabe an. Ein beträchtliches 
Aufgebot des SSD hat ihn, wie 
gemeldet, am Sonnabend am

Alexanderplatz in Empfang ge­
nommen und verhaftet.

Ein junger Mann aus einem 
großen Volk in einem fernen 
Land ist über Tausende von 
Kilometern nach Berlin gereist, 
um sich ein wahrheitsgemäßes 
Bild von der Situation zu ver­
schaffen und daraus die ihm 
richtig erscheinenden Konse­
quenzen zu ziehen. Diese Konse­
quenz heißt für den Schüler 
Mahatma Gandhis: Aufruf zum 
gewaltlosen Widerstand gegen 
den Unrechtsstaat. Damit aber 
sein Aufruf an die Berliner 
glaubwürdig werde, begibt er 
sich mit jenem Schild um den 
Hals in den Ostsektor, das eine 
kühne, ja, wir möchten fast sa­
gen, wahnwitzige Aufforderung

enthält: Die Furcht abzulegen 
und die Wahrheit zu sprechen.

Wer wollte dem Inder seine 
Bewunderung versagen? Die 
Erfahrung hat gelehrt, wo sol­
che Aktionen der Offenheit en­
den. Zutshi wird gewiß leiden 
müssen. „Der gewaltlose Kämp­
fer“ , so schreibt er in einer Er­
läuterung des Begriffs Satya- 
graha, des gewaltlosen Wider­
standes, „lädt bewußt Leiden 
auf sich selbst. Er wird unter 
Umständen gefangen gesetzt 
oder verfolgt, manchmal verliert 
er sein Besitztum. Aber sein 
Leiden verändert die Atmo­
sphäre um ihn herum. Er gibt 
seinen Mitkämpfern Kraft und 
vermindert die Härte der Geg­
ner.“

Sonderbotschafter nach Guinea
v. Etzdorf soll Sekou Toure auf den Zahn fühlen

W. Bonn (Eigenbericht). Das 
Auswärtige Amt hat einen sei­
ner höchsten Beamten nach Co­
nakry geschickt, um endlich fest­
zustellen, ob offiziell Beziehun­
gen zwischen Guinea und Pan­
kow auf genommen worden sind. 
Ministerialdirektor von Etzdorf 
soll diese Frage dem Staats­
präsidenten Guineas, Sekou 
Toure, persönlich vorlegen. Zu 
diesem Schritt sah die Bundes­
regierung sich gezwungen, da 
der Botschafter von Guinea, 
Nabi Youla, wider Erwarten 
noch nicht wieder nach Bonn 
gekommen ist und man nicht 
ausfindig machen kann, ob er 
sich in Paris, in Conakry oder 
anderswo aufhält.

SSD-Bruck 
auf Senaisangehörige

Berlin (Eigenmeldung). Der 
sow j etzonale Staatssicherheits­
dienst versucht in Westberlin 
mit neuen Methoden, auf be­
stimmte Senatsangehörige einen 
Druck auszuüben. Wie ein Se­
natssprecher mitteilte, haben in 
der letzten Zeit mehrere Senats­
angestellte, die Verschlußsachen 
bearbeiten, anonyme Anrufe er­
halten. Es ist ihnen mitgeteilt 
worden, ein unbekannter Mann 
hätte bei einem Unfall in Ost­
berlin seinen Namen und die 
Telefonnummer genannt. Der 
Betreffende wird gefragt, ob er

Inzwischen ist bekanntgewor­
den, daß der Botschafter Gui­
neas in Moskau, Conte, einem 
Diplomaten der Bundesrepublik 
eine interessante Mitteilung ge­
macht hat: Conte, der im Fe­
bruar durch seinen Besuch bei 
Wilhelm Pieck in Ostberlin die 
Zweifel an dem Verhältnis Gui­
neas zu Pankow ausgelöst hatte, 
hat danach versichert, er habe 
keineswegs ein Beglaubigungs­
schreiben übergeben, sondern 
nur eine persönliche Botschaft 
Sekou Tourös an Pieck. Sollte 
sich diese Darstellung bestäti­
gen, wären die Berichte der so­
wjetzonalen Zeitungen, die von 
der Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen zwischen Guinea 
und Pankow sprachen, falsch.

nicht einen Bekannten oder Ver­
wandten in Ostberlih kenne, 
der sich um' den Verletzten 
kümmern könne. Offenbar be­
absichtigt der SSD dann, die 
Verwandten in Ostberlin aufzu­
suchen, um von ihnen persön­
liche Einzelheiten über die Se­
natsangehörigen zu erfahren 
oder — im Weigerungsfall mit 
irgendwelchen Maßnahmen zu 
drohen.

Innensenator Lipschitz -wird 
in einem Runderlaß vor derarti­
gen Telefongesprächen warnen 
und Anweisung erteilen, daß 
künftig keine telefonischen-Aus­
künfte über Bewohner -Gstßer- 
lins gegeben werden dürfen»
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Beim Wort nehmen
DT. Hat die Forderung nach 

dem Selbstbestimmungsrecht 
des ganzen deutschen Volkes 
überhaupt eine Chance, draußen 
in der Welt und hier im eige­
nen Lande gehört und erhört zu 
werden? Der Aufruf des Kura­
toriums Unteilbares Deutsch­
land zur Aktion Selbstbestim­
mung läßt uns diese Frage 
stellen. Sie verträgt keine Ant­
wort aus rosigem Optimismus, 
der sich nur zu oft mit Ah­
nungslosigkeit paart. Einzig die 
ungeschminkte Wahrheit ist der 
Sache dienlich. Sie lautet: Das 
Selbstbestimmungsrecht der 
Deutschen hat viele Feinde.

Der schlimmste Feind steht 
im eigenen Lande. Das Zonen­
regime errichtet in hektischer 
Eile die Barrikade der Kollek­
tivierung. Sie soll den Weg zur 
Selbstbestimmung des ganzen 
deutschen Volkes blockiert ha­
ben, bevor noch auf der Gipfel­
konferenz in Paris über 
Deutschland gesprochen werden, 
kann. Die Tragödie des mittel­
deutschen. Bauerntums, die Ver­
nichtung des freien Handwerks, 
die Vergesellschaftung des Arzt­
berufes — Pankow scheut vor 
nichts zurück, um die gesell­
schaftliche Spaltung des Landes 
zu vollenden. Sie soll die staat­
liche Teilung unüberwindlich 
machen. Erkennen wir das, sieht 
das die Welt?

Der Propagandareisende Chru­
schtschow setzt alle rethorischen 
Mittel ein, um dieses Werk von 
außen abzusichern. Er reist 
durch die Welt und bezichtigt 
den, freien Teil Deutschlands 
überall des Rückfalls in die na­
tionalsozialistischen Laster. Der 
Vorwurf ist absurd; aber hat 
Chruschtschow wirklich nur 
Mißerfolge, wenn er das schrei­
ende Unrecht in der Sowjetzone 
und den Buf der Deutschen 
nach Freiheit und Selbstbestim­
mung mit Kassandra-Gebrüll 
zu übertönen sucht? Gewiß, un­
sere Verbündeten halten zu uns. 
Si'e bekennen sich zum Selbst­
bestimmungsrecht der Deut­
schen. Aber gibt es im Westen 
nibht unübersehbare Zeichen des 
weltpolitischen Ruhebedürf« 
nisses.? Und verlangt' nicht die 
kommunistische Herausforde­
rung des globalen Wirtschafts­
krieges eine. Strategie, welche 
die politischen Fragen. Europas

als Probleme unter vielen eben­
so wichtigen anderen behandelt?

Wir wissen es: Die Leiden 
Deutschlands vermögen die Welt 
nicht nur zu erregen; sie kön­
nen sie auch ermüden. W ir sind 
nicht der Nabel der Welt. Die 
Frage nach den Chancen der 
deutschen Selbstbestimmung ist 
daher zunächst eine Frage an 
uns selbst. Eine Frage an die 
Festigkeit unseres gerechten 
Willens, an den persönlichen

Einsatz. Solange wir entschlos­
sen sind, das Recht auf Selbst­
bestimmung unausgesetzt und 
vernehmlich zu fordern, ist 
nichts verloren und alles zu ge­
winnen. Chruschtschow führt 
das Wort Selbstbestimmung im 
Munde, wenn es ihm darum 
geht, in Asien und Afrika um 
Sympathie zu werben. E r  muß 
beim Wort genommen werden. 
Die Aktion Selbstbestimmung: 
bietet dazu eine Gelegenheit.

„Selbstbestimmung auch für uns44
Die deutsche Forderung zur fiipielkonierenz

Berlin (Eigenbericht). Zn einer Protestaktion der gesamten 
Bevölkerung gegen die Teilung Deutschlands hat das Kurato­
rium Unteilbares Deutschland in Berlin aufgerufen. Mit 400 000 
Plakaten, zahlreichen Großkundgebungen, dem Verkauf des 
Abzeichens „Brandenburger Tor“ und Veranstaltungen der 
Jugend soll die Weltöffentlichkeit zur Gipfelkonferenz am 
16. Max und zum „Tag der deutschen Einheit“ am 17. Juni an 
die Forderung der Deutschen auf freie Selbstbestimmung er­
innert werden.
„Wir verlangen die Gleichbe­

rechtigung mit den Völkern 
Asiens und Afrikas“, erklärte 
der geschäftsführende Vorsit­
zende des Kuratoriums, Doktor 
Schütz, auf einer Pressekonfe­
renz. Ausländische Behauptun­
gen, die Deutschen hätten sich 
mit der Teilung ihres Landes 
abgefunden, wurden vom Re­
gierenden Bürgermeister Brandt 
zurückgewiesen. Wörtlich sagte 
er: „Jetzt fangen wir erst rich­
tig an.“ Die Welt werde nach 
einiger Zeit begreifen lernen, 
daß das Recht auf Selbstbe­
stimmung „auch für Menschen 
mit weißer Hautfarbe gilt“.

Die „Aktion Selbstbestim­
mung“, mit der ein Bekenntnis 
der Bevölkerung zur Haupt­
stadt Berlin verbunden ist, be­
ginnt mit mehreren Großkund­
gebungen zur Gipfelkonferenz 
am 16. Mai.. Am 4. Juni starten 
an sechs Punkten der deut­
schen Westgrenze Jugendliche 
zu einem Staff eilauf quer durch 
die Bundesrepublik zur Zonen­
grenze, wo sie am 17. Juni ein- 
treffen werden. Höhepunkt ist 
eine Jugendkundgebung mit 
dem Bundespräsidenten auf dem 
Hohen Meißner bei Eschwege 
am Abend des 17. Juni.

„Die Selbstbestimmung wird 
nur denjenigen gewährt, die 
sich dafür einsetzen", erklärte 
Schütz. Der Weg zur Wieder­

vereinigung führe über die 
Selbstbestimmung. Wenn das 
deutsche Volk sein Ziel mit 
politischen Mitteln erreichen 
wolle, so müsse es sich in ent­
scheidenden Augenblicken selbst 
zu Wort melden. Außerdem gab 
Schütz bekannt, daß sich das 
Kuratorium mit einem Appell an 
die Menschenrechtskommission 
der UNO wenden wird, um die 
Weltöffentlichkeit auf die Not 
der Deutschen in der Sowjet­
zone und vor allem auf die Un­
terdrückung der Bauern und 
des Mittelstandes sowie auf die 
zehntausend politischen Häft­
linge in den sowjetzonalen 
Zuchthäusern aufmerksam zu 
machen.

Die Forderung nach Selbst­
bestimmung wird nach Mittei­
lung von Brandt auch im Mit­
telpunkt der Berliner Freiheits- 

- Kundgebung am 1. Mai stehen. 
Die „Aktion Selbstbestimmung“,; 
sägte der Regierende Bürger­
meister, sei für das Schicksal 
Berlins besonders wichtig, und 
die Stadt werde daher mit der 
Maikundgebung „vorneweg mar­
schieren“. Chruschtschow habe 
kürzlich das Recht auf Selbst­
bestimmung für die Patschunen,- 
einen Volksstamm an der 
Grenze Afghanistans, gefordert 
— „uns, Deutschen steht dieses 

. Recht auch zu", ; .



Vopo jagt fliüchtende Bauern
Nach erzwungener Unterschrift — Produktionsgenossenschaften stark verschuldet

' S

Berlin (dpa). Die Not der Bauern in der Sowjetzone wird 
von Tag1 zu Tag größer, die verbitterten Gesiebter der 
niedergeschlagenen Bauern, die im Flüchtlingslager Marien­
felde auf ihre Notaufnahme warten, sprechen eine beredte 
Sprache. 20 bis 30 Bauern mit ihren Familienangehörigen 
— 69 bis 80 Menschen — treffen gegenwärtig täglich in West­
berlin ein. Ihre Berichte sind erschütternd.
In diesen Tagen machen Volks­

polizisten in den Zügen, die in 
Richtung Berlin fahren, noch 
regelrechte Jagd auf flüchtende 
Landwirte. Alle Reisenden, in 
deren Personalausweis oder Ver­
sicherungskarte der Beruf Land­
wirt eingetragen ist, werden bei 
den verschärften Kontrollen 
schon weit vor Berlin aus den 
Zügen geholt. Jetzt verlangt die 
Volkspolizei von reisenden 
Bauern sogar Urlaubsscheine 
der LPG-Vorsitzenden; denn 
nur mit Genehmigung des LPG- 
Vorsitzenden dürfen jetzt die 
Genossenschaftsbauern ihre Ar­
beitsstellen und ihre Heimatorte 
verlassen.

Mit Drohungen
Aus den Berichten der ge­

flüchteten Zonen-Bauern wird 
eines völlig klar: es gibt keine 
Möglichkeit, sich der Unter­
schrift zum Beitritt zur LPG 
auf die Dauer zu entziehen. 
Ebenso deutlich wird, daß die 
Kollektivierungsmethoden, die 
die Zonen-Funktionäre anwen­
den, praktisch überall die glei­
chen sind. Nach der oft tage- 
langen Bearbeitung der Bauern 
durch Werberkolonnen droht 
das Finanzamt, und zum Schluß 
werden die Bauern zur Staats­
anwaltschaft vorgeladen. Ein 
Grund, uns in die LPG zu 
pressen, so sagen resignierend 
die Bauern, hat sich noch 
immer gefunden.

Wenn man den Berichten der 
geflüchteten Bauern folgt, muß 
man zu dem Schluß kommen, 
daß die kommende Ernte in der 
Sowjetzone weit hinter den Er­
gebnissen der bisherigen bleibt. 
Ein alter Bauer aus Mecklen­
burg formulierte das so: „Bis 
jetzt habe ich jeden Tag und 
jede Woche im voraus überlegt, 
was zu tun am dringendsten ist. 
Wenn mich jetzt so ein 25jähri- 
ger Agronom morgens zu irgend­
einer Arbeit einteilt und ich 
weiß, daß das falsch ist, dann 
würde ich ihm am liebsten ein

paar langen, aber so . . . sehe 
ich eben zu, wie ich meine acht 
Stunden herumkriege.“ Das sei 
die Auffassung aller bisher 
freien Bauern. Die Hoffnung 
der Sowjetzonen-Behörden, daß 
durch den Beitritt und die 
Übernahme des Besitzes der 
Einzelbauern das Mindersoll der 
LPG ausgefüllt werden könnte, 
geht nach Ansicht der geflüch­
teten Landwirte auf keinen Fall 
in Erfüllung.

Die Lohnfrage
Eine andere Frage, die die 

neuen Genossenschaftsbauern 
bewegt, ist die der Entlohnung. 
Bisher lag die Arbeitseinheit 
bei den landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften bei 
6 bis 9 DM pro Tag für das 
Genossenschaftsmitglied. Seit 
dem 1. Januar gibt' es für die 
meist verschuldeten LPG keine 
Lohnbeihilfen des Staates mehr. 
Bei Lage der Dinge erwarten 
die Bauern für die Zukunft 
noch 2 bis 3 DM Arbeitseinheit 
pro Tag. Ein geflüchteter Buch­
halter aus der Landwirtschaft 
der Zone bezifferte die Schulden 
für 30 LPG, deren Entwicklung 
er beobachten konnte, auf über 
30 Millionen DM. Diejenigen 
Bauern, die statt die Unter­
schrift zu leisten, geflüchtet 
sind, erwarten, daß viele der 
zunächst einmal unter dem 
Druck der Zonen-Funktionäre 
den LPG beigetretenen Bauern 
nach Ostern ebenfalls die Zone 
verlassen werden. Die ersten 
LPG-Flüchtlinge sind bereits in 
Berlin eingetroffen.

N  ervenzusammenbruch
In der Ortschaft Klaeden, 

Kreis Stendal, mußte der Bauer 
Steffens mit einem Nerven­
zusammenbruch in ein Kranken­
haus transportiert werden. „In 
der Bauern-Revolution hat es 
so viele Opfer gegeben, daß auch 
wir uns nicht scheuen, über 
zwei bis drei Opfer ins Dorf 
hineinzugehen. W ir werden die

Einzelbauern so lange bearbei­
ten, bis wir sie alle in den LPG 
haben.“ So faßte kürzlich ein 
SED-Funktionär nach erfolglos 
verlaufener Bauernversammlung 
in Culitzsch, Kreis Zwickau, 
seine Meinung zusammen. Als 
nach erfolglosem Versuch vier­
zehn Tage später der Vor-

Infame Verleumdung  
des Bundeskanzlers

DT. Die Verleumdungskam- 
pagjtie der Kommunisten hat 
einen Höhepunkt erreicht, der 
nur noch einen tiefen Sturz zu­
läßt. Die Behauptung des so­
wjetischen Regierungsorgans 
„Iswesiija“, Bundeskanzler 
Adenauer habe sich in der 
Washingtoner National-Galerie 
als Hakenkreuzmaler betätigt, 
durchbricht die Grenze, die das 
Ungeheuerliche vom Lächer­
lichen trennt. Gleichwohl ent­
hüllt sie aber, welch Geistes 
Kinder die Feinde unserer Frei­
heit sind, wie weit entfeint von 
Wahrhaftigkeit und Anstand 
lebt, was die Wunderblüte So­
zialismus an den Straßenecken 
der Welt feilbietet. Die „Iswe- 
stija“ hat ihrem Herrn und Mei­
ster damit keinen Gefallen ge­
tan. Die Propaganda - Schraube 
ist überdreht; es mußte so kom­
men. Die sowjetische Selbstent- 
hüllung erfüllt den sowjetübli­
chen Tatbestand des partei­
schädigenden Verhaltens. Das 
könnte auf Chruschtschow zu­
rückfallen, dessen Schwieger­
sohn als Chefredakteur der 
„Iswestija“ für den Bumerang- 
Wurf verantwortlich is t . .  .

sitzende des Rates des Kreises, 
Schulz, auch nicht weiterkam, 
eröffnete der Kreisstaatsanwalt 
den Bauern: „Es wird sofort 
eine zweite LPG gegründet, an­
dernfalls werden schärfere Maß­
nahmen ergriffen.“ Inzwischen 
war das Ablieferungssoll der 
noch freien Bauern überprüft 
worden und Namen und Rück­
stände nach Einbruch der 
Dunkelheit auf einem Pranger 
angestrahlt worden. In Beglei­
tung ihrer weinenden Frauen 
hatten nach Mitternacht die 
letzten Bauern kapituliert,
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Sie wußten keinen Ausweg mehr
Selbstmord unter dem Druck der Zwangskollektivierung

Berlin (dpa). Mehrere Selbst- 
mordfälle von Bauern in der 
Sowjetzone, die sich vergebens 
gegen das rigorose Vorgehen 
der SED-Werber für den Ein­
tritt in die landwirtschaft­
lichen Produktionsgenossen­
schaften gewehrt hatten, sind 
jetzt in Westberlin bekannt­
geworden. Wie der Unter­
suchungsausschuß freiheitlicher 
Juristen mitteilt, weigerte sich 
in der Gemeinde Pragsdorf im 
Kreis Neubrandenburg der36jäh- 
rige heimatvertriebene Neubauer 
Klöhn als einziger noch, seinen 
Hof enteignen zu lassen und 
der LPG beizutreten. Als dar­
auf der Druck gegen ihn, wie 
der Ausschuß schreibt, „un­
menschliche Formen annahm“, 
erhängte er sich nachts in sei­
nem Stall.

In Steckelsdorf im Kreise 
Pathenow glaubte der Altbauer 
Heinemann, der 15 Hektar be­
wirtschaftete, keinen Ausweg 
mehr vor den Werbern finden 
zu können. Er erhängte sich 
in seiner Scheune. In der Ge­
meinde Ossendorf im Kreise 
Fürstenberg/Oder erlag die 
50jährige Bäuerin Ida Gaul

Berlin (upi). Nachdem rund 
1500 Bauern der Sowjetzone seit 
Beginn der Kollektivierungs-° 
welle im Januar dieses Jahres 
in die Bundesrepublik geflohen 
sind, befaßte sich das SED- 
Zentralkomitee mit dem „genos­
senschaftlichen“ Prinzip in der 
Landwirtschaft. In einer Rede, 
die von der Ostpresse am Frei­
tag ganz oder in Auszügen ab- 
gedruckt wurde, empfahl SED- 
Sekretär' Ulbricht die Kollekti­
vierung der Landwirtschaft 
auch für die Bundesrepublik. 
Er bezedchnete sie gleichzeitig 
nur als die „erste Etappe der 
großen sozialistischen Umge­
staltung des Dorfes“ .

Mit heftigen Angriffen auf 
die „bauernfeindliche Politik 
der Bonner Regierung“ verband 
Ulbricht die „Erwartung“, daß 
sich das genossenschaftliche 
Prinzip in der Landwirtschaft, 
ausgehend von der genossen­
schaftlichen Nutzung der Land-

einem Gehirnschlag, nachdem 
die Funktionäre immer radi­
kaler gegen ihren Mann vor­
gegangen waren.

In Ostberliner Zeitungen 
wurde behauptet, eine vor kur­
zem von dpa verbreitete Mel­
dung über den Selbstmord einer 
Bäuerin in Domsdorf bei Forst, 
gleichfalls eine Folge des 
Drucks zum Eintritt in die 
LPG, treffe nicht zu. Tatsäch­
lich ist jedoch dieser Selbstmord 
von einem Flüchtling in dem 
Westberliner Flüchtlings-Durch­
gangslager Marienfelde geschil­
dert, mit Unterschrift bestätigt 
und darauf gemeldet worden.

Bonn demonstrierte
4000 Bonner Studenten und 

Bürger demonstrierten am Don­
nerstagabend in einem Schwei­
gemarsch in Bonn gegen die 
Zwangskollektivierung der Bau­
ern in der Zone. Die Studenten 
zeigten Spruchbänder mit Auf­
schriften wie „Bauern in der 
Zone, wir denken an euch“, 
„Freiheit für 17 Millionen“ , 
„Schluß mit der brutalen Ent­
rechtung“, „Bauernlegen — an­
gewandte Koexistenz ?“

maschinen, auch in der Bundes­
republik durchsetzen werde.

Ulbricht gab Schwierigkeiten 
zu, die durch die Bildung der 
LPG für die Frühjahrsbestel­
lung entstanden seien: „Wir 
wissen, daß in diesem Jahr die 
Feldbestellung in den vollge­
nossenschaftlichen Dörfern sehr 
kompliziert ist, da vielfach erst 
bei der Herbstbestellung die 
Zusammenlegung der Felder zu 
großen Schlägen möglich ist.“

Der Westberliner „Unter­
suchungsausschuß freiheitlicher 
Juristen“ hat die internationale 
Juristenkommission in Genf er­
sucht,. Vertreter nach Berlin zu 
entsenden, um die vom SED- 
Regime bei der Zwangskollekti­
vierung ‘des Bauerntums ange­
wandten Methoden zu unter­
suchen.

Der Rat der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (EKD), 
der unter Vorsitz von Bischof 
Dibelius in Berlin tagte,, be­

faßte sich mit den Auswirkun­
gen der Kollektivierung. Er be­
grüßte das Anfang März von 
den Bischöfen der Sowjetzone 
an Zonenministerpräsident Gro­
tewohl gerichtete Schreiben, in 
dem die Sorgen der Kirche im 
Hinblick auf die Kollektivie­
rung der Landwirtschaft dar­
gelegt worden waren.

10 000 kamen im März
Im März haben sich 9814 

Flüchtlinge aus der Sowjetzone 
und Ostberlin bei den Behörden 
in Westberlin gemeldet. Das ist 
die bisher höchste monatliche 
Flüchtlingszahl dieses Jahres. 
Noch im Vormonat waren nur 
7461 Flüchtlinge registriert. Das 
Ansteigen der Flüchtlingszahlen 
wird fast ausschließlich durch 
die Flucht von Bauern be­
stimmt, die sich geweigert ha­
ben, den ländlichen Produk­
tionsgenossenschaften beizutre­
ten.

Akademisches
Ost-West-Gespräch

Berlin (ap/upi). Professoren 
der Universitäten Heidelberg 
und Leipzig haben bei einem 
ersten akademischen Gespräch 
in der Messestadt in allen 
grundlegenden Fragen kein Ein­
verständnis erzielen können. 
Das Gespräch soll bei einem 
Gegenbesuch der Leipziger Pro­
fessoren in Heidelberg fort­
gesetzt werden. Das geht aus 
einer gemeinsamen Erklärung 
der Rektoren beider Universi­
täten hervor, die von der so­
wjetzonalen- Nachrichtenagentur 
adn veröffentlicht wurde.

In den Gesprächen wurde das 
Verhältnis von Wissenschaft 
und Politik, die Stellung der 
wissenschaftlichen Hochschulen 
im Staat und das Wesen der 
akademischen. Freiheit und der 
Persönlichkeitsbildung* erörtert. 
Der Gedankenaustausch habe 
aber zur Klärung einer Reihe 
von Fragen beigetragen, die die 
wissenschaftlichen Hochschulen, 
in beiden Teilen Deutschlands 
betreffen, heißt es in dem Kom­
munique. Die Besucher aus dem 
Bundesgebiet hätten einen Stu* 
dentenaustausch zwischen Leijn 
zig und. Heidelberg angeregt.

1500 latiera flüchteten seit Jamar
Bundesrepublik soll Zwangskollektivierung übernehmen



B ILD E E  B E B  WOCHE. Oben: Mit höflicher Verbeugung wurde Bundeskanzler 
Adenauer bei seinem Japan-Besuch von den Angestellten des Byuguden-Hotels in 
Hakone empfangen. — Unten: Gegen die Zwangskollektivierung der Bauern in der 

Sowjetzone demonstrierten in Bonn mehr als 4000 Studenten und Bürger.


